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Drucksache Nr. 3160 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 
Ab Schrift 


Bonn, den 29. Februar 1952 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 79. Sitzung 
am 29. Februar 1952 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestage am 20. Februar 1952 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von 
Kriegsgefangenen 

- Nrn. 2866, 3071 der Drucksachen - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus dem sich aus der Anlage ergeben- 
den Grunde einberufen wird. 


gez. Kopf 


Bonn, den 29. Februar 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 21. Februar 1952 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Kopf 


Druck: Buchdruckerel R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106^ 



BUNDESRAT 


Bonn, den 29. Februar 1952 


Änderungen 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Gesetzes über die Unterhaltsbeihilfe 
für Angehörige von Kriegsgefangenen 

! 


Artikel 1 Ziffer 3 Buchstabe a erhält folgende 
Fassung: 

,In § 3 wird als Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Sofern sich in einzelnen Fällen aus den 
Vorschriften des geltenden Rechts für Kriegs- 
hinterbliebene besondere Härten ergeben, 
kann die zuständige oberste Landesbehörde 
einen Ausgleich gewähren.”’ 

Begründung: 

Die vorstehende Fassung entspricht dem 
Änderungsvorschlag des Bundesrates vom 
20. .Juli 1951 (BR. - Drucksache Nr. 535/51 
Beschluß zu Artikel 1 Ziffer 2 des Entwurfs 
in der Fassung der Regierungsvorlage). Die 
Regierungsvorlage hatte vorgesehen, daß die 
oberste Landesbehörde für Arbeit mit Zu- 
stimmung des Bundesministers für Vertrie- 
bene und des Bundesministers für Arbeit 
einen Ausgleich gewähren könne. Der Bun- 
desrat hatte die Streichung der Worte „für 
Arbeit mit Zustimmung des Bundesministers 
für Vertriebene und des Bundesministers für 
Arbeit” verlangt, da eine derartige Zustim- 
mungsverwaltung verfassungsrechtlich unzu- 
lässig ist. 


Nach der vom Bundestag beschlossenen 
Fassung des Entwurfs haben die zuständi- 
gen obersten Landesbehörden vor der Ent- 
scheidung über die Gewährung eines Aus- 
gleichs den Bundesminister für Vertriebene 
zu unterrichten. Dieser kann dann im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für 
Arbeit Einzelweisungen an die obersten 
Landesbehörden erteilen. 

Das Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe für 
Angehörige von Kriegsgefangenen vom 13. 
Juni 1950 (BGBl. S. 204) wird von den Län- 
dern als eigene Angelegenheit ausgeführt. 
Im Bereich der landeseigenen Verwaltung 
aber ist die Begründung eines Einzelwei- 
sungsrechts der vorgesehenen Art nach dem 
Grundgesetz nicht zulässig. Vielmehr kann 
auf diesem Gebiet nur gemäß Artikel 84 
Absatz 5 GG der Bundesregierung die Be- 
fugnis verliehen werden, für besondere Fälle 
Einzel Weisungen zu erteilen. Für die Be- 
gründung einer Pflicht der obersten Landes- 
behorden zur Unterrichtung eines Bundes- 
ministers schlechthin ist im Bereich der 
landeseigenen Verwaltung nach dem Grund- 
gesetz kein Raum. 



